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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


1. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Rehlen 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die nach § 33 b Abs. 2 Ziff. 1 b EStG an Per- 
sonen, deren Erwerbsfähigkeit um weniger als 
50°/o, aber um mindestens 25°/'o, gemindert ist, 
gewährten Pauschbeträge auch an Körperbe- 
hinderte zu gewähren, deren Körperbehinde- 
rung zwar amtlich festgestellt ist, aber nicht zu 
einer äußerlich erkennbaren dauernden Ein- 
buße der körperlichen Beweglichkeit oder zu 
einer typischen Berufskrankheit geführt hat? 


2. Abgeordneter 

Dr. Sprung 

(CDU/CS U) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Deutsche Bundesbank, indem sie 
den Landeszentralbanken durch die Mitteilung 
Nr. 7004/75 zur Veräußerung von kurzlaufen- 
den Schuldverschreibungen an Gebietsfremde 
die Möglichkeit der Genehmigung einräumte, 
im Widerspruch zu § 2 Nr. 3 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes eine Bestimmung des Außen- 
wirtschaftsgesetzes aufhob, ohne durch die 
Bundesregierung hierzu durch Rechtsverord- 
nung ermächtigt worden zu sein, und von wel- 
chen Überlegungen hat sich die Deutsche Bun- 
desbank dabei leiten lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


3. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Windkraftwerks- 
konstruktion des deutschen Ingenieurs Her- 
mann Honnef (1878 bis 1961) im Rahmen der 
Energieplanung überprüfen lassen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die Behauptung, 
daß zehn Honnef-Turbinentürme die gleiche 
Leistung erbringen wie das geplante Atom- 
kraftwerk in Wyhl bei geringerer Umwelt- 
belastung und Baukosten von etwa einem 
Drittel dieses Kernkraftwerks? 


4. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, über den 
Beratervertrag des Instituts für Reaktorsicher- 
heit mit der Electricity Supply Commission in 
Johannesburg hinaus, Südafrika bei der Er- 
richtung einer Kernenergiewirtschaft deutsche 
Hilfe leisten zu lassen? 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4069 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Spitzmüller 
(FDP) 


7. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 


(SPD) 


8. Abgeordneter 

Wende 


(SPD) 


9. Abgeordneter 
Wende 
(SPD) 


10. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 

(FDP) 

11. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, 
daß in der „DDR" Ausbildungszentren für 
Anarchisten bestehen („Spiegel" vom 22. Sep- 
tember 1975), und was hat sie, z. B. über die 
ständige Vertretung in Ost-Berlin, dagegen 
unternommen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Vor- 
bild Großbritanniens, Irlands und Italiens und 
anderer westeuropäischer Staaten zu folgen, 
und für den Sommer 1976 die Sommerzeit ein- 
zuführen, um Energie zu sparen, den grenz- 
überschreitenden Verkehr und das Zusammen- 
leben in Grenzgebieten zu erleichtern, nach- 
dem sich die französische Regierung nach Kon- 
sultationen im Rat der Europäischen Gemein- 
schaft ebenfalls zu diesem Schritt entschlossen 
hat? 

Wann ist nunmehr endgültig mit dem Inkraft- 
treten des geplanten neuen Organisationser- 
lasses für das Ostkolleg der Bundeszentrale 
für Politische Bildung zu rechnen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Pläne des 
Deutschen Sportbundes, im Zuge einer Um- 
strukturierung des Leistungssports in der Bun- 
desrepublik Deutschland neben den bestehen- 
den leistungssportlichen Einrichtungen (Bun- 
des-, Landesleistungszentren und Stützpunkte) 
weitere 100 Stützpunkte für den Leistungs- 
sport zu errichten? 

Trifft es zu, daß der Bundesminister des Innern 
zu den Leistungssportplänen des Deutschen 
Sportbundes sein „prinzipielles Einverständ- 
nis" gegeben hat? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
auf Grund des Atomgesetzes zu der Frage des 
Lufttransports von Plutonium ein? 


Welche Gruppen oder Personen sind für die 
Organisation und Durchführung der Demon- 
stration am 21. September 1975 in Bonn gegen 
den § 218 StGB verantwortlich? 

Mit welchen Methoden gelang es den Veran- 
staltern, tausende von Menschen aus dem ge- 
samten Bundesgebiet zur Teilnahme dieser 
verfassungsfeindlichen Ziele verfolgenden De- 
monstration in Bonn zu bewegen, und welche 
Kosten entstanden schätzungsweise den Ver- 
antwortlichen bei Vorbereitung und Durch- 
führung der Demonstration? 


3 
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13. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß durch die Abordnung von 
Beamten des Stabes der Grenzschutzgruppe 4 
in Fuldatal in den Bonner Raum dieser Stab 
nicht mehr arbeitsfähig ist, und wann ist mit 
einer Wiederauffüllung der Planstellen zu 
rechnen? 


14. Abgeordneter 

Horstmeier 


fCDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


16. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Werden in der Bundesregierung Überlegungen 
angestellt, zum Zweiten Besoldungsvereinheit- 
lichungs- und -neuregelungsgesetz nach Arti- 
kel 9 § 3 Abs. 2 Satz 2 eine Ausführungsver- 
ordnung zu erlassen, mit der die Absolventen 
der höheren Fachschule für Sozialarbeit den 
Absolventen der Fachhochschule für Sozialar- 
beit in der Besoldung gleichgestellt werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß im Rahmen ihrer Kompetenzen 
und in ihrem Verwaltungsbereich zur Kentnis 
genommen wird, daß durch das 1973 neuge- 
faßte Personalvertretungsgesetz der Begriff 
„Bedienstete" durch die Bezeichnung „Beschäf- 
tigte" ersetzt worden ist? 


Kann die Bundesregierung in Ergänzung ihrer 
Antwort auf meine Anfrage vom 25. August 
1975 mitteilen, in welchen europäischen Indu- 
striestaaten ein Kernkraftwerk in unmittel- 
barer Stadtnähe — wie Grafenrheinfeld bei 
Schweinfurt — nur mit besonderen zusätz- 
lichen Sicherheitsvorkehrungen errichtet wer- 
den dürfte oder die Errichtung sogar durch die 
dort geltenden Gesetze und Verordnungen un- 
tersagt wäre? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


17. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


In welcher Höhe fließen Direktinvestitions- 
mittel des Bundes aus dem jüngsten Konjunk- 
turprogramm nach Bayern, und in welchen 
Städten bzw. Regionen werden diese Gelder 
eingesetzt? 


18. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Auf welche Weise kann sichergestellt werden, 
daß die übrigen Teile des Konjunkturpro- 
gramms, die auf Bayern entfallen, besonders in 
jenen Gegenden eingesetzt werden, die saiso- 
nal wie strukturell unter Arbeitslosigkeit am 
stärksten zu leiden haben? 


19. Abgeordneter 

Maucher 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung 1974 und 1975 
getan, um den Dumpingeinfuhren auf dem 
Textilmarkt, insbesondere aus dem Ostblock, 
zu begegnen und der Zerstörung von Arbeits- 
plätzen entgegenzuwirken? 
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20. Abgeordneter 

Maucher 


(CDU/CSU) 


Welche Mitglieder der Bundesregierung haben 
außer Staatssekretär Dr. Rohwedder an der 
Dumpingpolitik der DDR öffentliche Kritik ge- 
übt, und teilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung Dr. Rohwedders, daß eine derartige öf- 
fentliche Kritik nützlich wäre, um der DDR- 
Regierung den Ernst der Situation vor Augen 
zu führen? 


21. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Welchen Umfang haben nach den Erkenntnis- 
sen der Bundesregierung im Jahr 1974 und in 
den ersten acht Monaten des Jahrs 1975 die 
Dumpinglieferungen der DDR in die Bundes- 
republik Deutschland, vor allem auf dem Tex- 
tilsektor, und ist hier gegenüber früheren Jah- 
ren eine Steigerung festzustellen? 


22. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDurcsuj 


Trifft es zu, daß 1974 die Einfuhr von billigen 
Textilien in die Bundesrepublik Deutschland 
aus fernöstlichen Staaten durch diejenigen aus 
der DDR und den anderen Ostblockstaaten 
übertroffen worden ist, und auf welche Ursa- 
chen ist gegebenenfalls diese Entwicklung zu- 
rückzuführen? 


23. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Dumpingpolitik der DDR in dem 1974 
festgestellten Umfang nicht mit der im Grund- 
vertrag verankerten Pflicht zu gutnachbarli- 
chem Verhalten vereinbar ist, und wird die 
Bundesregierung der DDR dies offiziell zur 
Kenntnis bringen? 


24. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des Nachrichtenmagazins 
„Spiegel" zu, daß die DDR im vergangenen 
Jahr für 35 Millionen DM Baumwollgewebe 
zum durchschnittlichen Kilopreis von 8,25 DM 
auf den westdeutschen Markt gebracht habe, 
wobei sie mit diesem Erlös kaum die Garn- 
kosten gedeckt habe, wie sich aus dem durch- 
schnittlichen Exportpreis von 7,40 DM/Kilo für 
DDR-Baumwollgarne ergebe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Novellierung des 
Mahne Gesetzes über Bodennutzungs- und Ernteerhe- 

(SPD) bung vom 23. Juni 1964 dahin gehend für not- 

wendig, daß nicht mehr Betriebsflächen von 
nur 0,5 Hektar bei der Bodennutzungshaupt- 
erhebung in einem Betriebsbogen aufgeführt 
werden müssen? 
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26. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Freiherr von 

Kühlmann- 

Stumm 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise würde sich nach Meinung 
der Bundesregierung die sogenannte Aktuali- 
sierung der Haushaltsrechnungseinheit (3,66 
DM) der Europäischen Gemeinschaft auf die 
sogenannte Korbrechnungseinheit (3,07 DM) 
auf die Leistung des EAGFL-Fonds für die 
Landwirtschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land, aufgeteilt nach Garantie und Ausrich- 
tung, auswirken? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Frank- 
reich und Holland die Haushaltsansätze zur 
Förderung der Landwirtschaft stark erhöht 
haben, und welche Konsequenzen könnten sich 
gegebenenfalls für die deutsche Landwirtschaft 
in Hinsicht auf die Wettbewerbssituation er- 
geben, zumal die Vermarktung in den genann- 
ten Ländern besonders intensiv gefördert wird? 

Welche konkreten Vorstellungen hat die Bun- 
desregierung bei der letzten Sitzung im EG- 
Ministerrat (Rat der Finanzminister) entwik- 
kelt, um zu einer Senkung der Ausgaben der 
Europäischen Gemeinschaften — - vor allem 
im Agrarsektor - — zu gelangen? 

Welche überzeugenden Gründe lagen vor, daß 
Staatssekretär Rohr vom Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die 
festzugesagte Leitung einer Delegation deut- 
scher Agrarjournalisten nach Spanien nicht 
übernahm und auch keinen Vertreter aus sei- 
nem Ministerium benannte? 

Teilt die Bundesregierung die von Bundes- 
minister Ertl verkündete Auffassung (Fränki- 
sches Volksblatt, Würzburg, 25. Oktober 1974), 
daß in CDU CSU-regierten Ländern Ämter 
nicht nach Können, sondern nach Parteigunst 
vergeben werden, und ist sie dazu bereit, 
Namen und Länder als Beweis jetzt zu nennen? 

Soll es bei der Bundesregierung nach dem Bei- 
spiel von Bundesminister Ertl zur Praxis wer- 
den, daß auf Schreiben von Abgeordneten mit 
der Bitte um Auskunft trotz dreifacher Mah- 
nung über einen Zeitraum von 10 Monaten 
keine Antworten erteilt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


32. Abgeordneter 

Dr. Unland 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist nach Meinung der Bundesregie- 
rung der volkswirtschaftliche Schaden und der 
Arbeitsplatzausfall für deutsche Arbeitnehmer, 
der durch die vom Arbeitsamt Coesfeld als 
Mißbrauch bezeichnete illegale Beschäftigung 
niederländischer Arbeitsloser im deutschen 
Grenzgebiet durch niederländische Subunter- 
nehmen entstanden ist und weiter entsteht? 
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33. Abgeordneter 

Dr. Unland 

(CDU CSU) 


34. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Weisung 
an die Bundesanstalt für Arbeit die entgeltliche 
Überlassung niederländischer Arbeitnehmer im 
deutschen Grenzgebiet einschließlich der Um- 
gehung gesetzlicher Vorschriften durch Schein- 
Werkverträge zu verhindern und durch Ver- 
handlungen mit der niederländischen Regie- 
rung sicherzustellen, daß auch niederländi- 
scherseits die Überprüfung der Anwerbepraxis 
effektiver gestaltet wird? 

Wie hat die deutsche Delegation bei den Ver- 
handlungen zum Warschauer Vertrag im No- 
vember 1970 die Wahrnehmung der Schutz- 
pflicht für in den Oder-Neiße-Gebieten leben- 
de Deutsche im Bereich der Renten- und Sozial- 
leistungen gemäß der einstimmigen Empfeh- 
lung des Bundestages vom Juli 1969 sich Vor- 
behalten — insbesondere für die Rechte jener 
deutschen Staatsangehörigen, die nach Erfül- 
lung der Wartezeit Anspruch auf Zahlung von 
Altersrenten durch deutsche Sozialversiche- 
rungsträger erworben haben — oder hat Polen 
die Behandlung deutscher Staatsangehöriger 
als ausschließlich polnische Staatsangehörige 
und ihre Unterstellung unter ausschließlich 
polnisches Rentenrecht während ihres ständi- 
gen Aufenthalts in den Oder-Neiße-Gebieten 
schon damals unangefochten vertreten, so daß 
bei den jetzigen Abkommen der Entzug der 
individuellen Leistungsansprüche für deutsche 
Rentner an deutsche Sozialversicherungsträger 
während ihres Aufenthalts in den Oder-Neiße- 
Gebieten bei den jetzigen Rentenabkommen 
davon abgeleitet wird? 

Wie viele Deutsche von jenen bis zu 180 000 
Personen, die Versicherungszeiten in der 
reichsgesetzlichen Rentenversicherung nach 
Auskunft des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs Buschfort in der Fragestunde des Bundes- 
tages am 24. September 1975 zurücklegten, ha- 
ben schätzungsweise unter Zugrundelegung 
der normalen oder einer korrigierten Alters- 
struktur der gesamten deutschen Wohnbevöl- 
kerung und unter Zugrundelegung des deut- 
schen Rentenrechts die gesetzlichen Warte- 
zeiten auf Altersruhegeld erfüllt und vorerst 
ruhende Ansprüche auf Altersruhegeld bei 
deutschen Sozialversicherungsträgern erwor- 
ben? 

Wie wirkt nach polnischem Rentenrecht, das 
für in den Oder-Neiße-Gebieten wohnende 
Deutsche nach dem beabsichtigten Rentenab- 
kommen auch dann für Deutsche ausschließlich 
gelten und ihnen die nach erfüllten Warte- 
zeiten erworbenen Ansprüche an die deutschen 
Sozialversicherungsträger entziehen soll, die 
Berücksichtigung der nach den reichsgesetzli- 
chen und geltenden deutschen Rentenversiche- 
rungen anzurechnenden Versicherungs-, Be- 
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schäftigungs- und gleichgestellte Zeiten renten- 
steigernd, und aus welchen Antworten der 
polnischen Delegation auf den deutscherseits 
übergebenen Fragebogen ergibt sich dies? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


37. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


42. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung in der mittelfristigen 
Finanzplanung bis 1979 Mittel für ein Jugend- 
hilfegesetz vorgesehen, und für welchen Zeit- 
raum werden in der mittelfristigen Finanzpla- 
nung Mittel für ein Jugendhilfegesetz vorge- 
sehen? 

Hat der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit den Referentenentwurf eines 
Jugendhilfegesetzes dem Bundesminister der 
Justiz schon zur Rechtsförmlichkeitsprüfung 
zugeleitet, und wird die Bundesregierung ei- 
nen Regierungsentwurf eines Jugendhilfege- 
setzes noch in dieser Legislaturperiode im 
Parlament einbringen? 

Worauf führt die Bundesregierung zurück, daß 
in den vergangenen Jahren die Zahl der Per- 
sonen ohne festen Wohnsitz und Arbeit, vor 
allem die Zahl der Jugendlichen und weib- 
lichen Stadtstreicher und sogenannte „Penner" 
erheblich zugenommen hat, und welche sozia- 
len Maßnahmen hat die Bundesregierung bis- 
her ergriffen, um diesen sozialen Mißständen 
zu begegnen? 

Glaubt die Bundesregierung, daß diesem Phä- 
nomen zukünftig mit Maßnahmen der Resozia- 
lisierung oder durch die Wiederherstellung 
der Strafbarkeit von Stadtstreicherei und Bet- 
telei begegnet werden kann und muß? 

Sind der Bundesregierung Presseberichte be- 
kannt, wonach kosmetische Bleichmittel zu 
chronischen Quecksilbervergiftungen geführt 
haben, und was denkt sie gegebenenfalls da- 
gegen zu tun? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auf 
die Arbeitsgemeinschaft der Landesärztekam- 
mern (Bundesärztekammer) einzuwirken, ihre 
Mitglieder anzuhalten, Termine für Vorsorge- 
untersuchungen so anzuberaumen, daß Berufs- 
tätige mit Anreisezeiten auch außerhalb der 
Arbeitszeit diese Vorsorgeuntersuchungen 
wahrnehmen können, und sieht sie Möglich- 
keiten, weitgehend zu verhindern, daß durch 
die Inanspruchnahme der gesundheitspolitisch 
erwünschten Vorsorgeuntersuchungen Arbeits- 
einkommensausfälle entstehen? 
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43. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 12. Sep- 
tember 1975 zu, in Deutschland verdoppele sich 
die Zahl der Heroinsüchtigen jedes Jahr, aber 
nur 2% aller harten Drogen würden konfis- 
ziert, und welche Schlußfolgerungen zieht die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — daraus, 
insbeondere auch hinsichtlich des wiederauf- 
genommenen Mohnanbaus in der Türkei? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


44. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 


45. Abgeordneter 
Picard 


(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine für alle 
Bundesländer verbindliche Regelung zur Park- 
erleichterung für Ärzte zu schaffen, nachdem 
die Landesregierungen von Nordrhein-West- 
falen und Hessen durch Erlaß Parkerleichte- 
rungen für Ärzte ermöglicht haben, um der 
Tatsache Rechnung zu tragen, daß durch die 
Parkraumnot vielfach die ärztliche Versorgung 
der Bevölkerung gefährdet wird? 

Wann ist mit dem Bau des sogenannten Oden- 
waldzubringers zu rechnen, der nach dem Ge- 
setz über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
in der 2. Ausbaustufe von 1975 bis 1980 vor- 
gesehen und zur Entlastung der Ortsdurch- 
fahrten mehrerer Städte und Gemeinden süd- 
östlich Frankfurt im Interesse der Anlieger 
wie der Verkehrsteilnehmer dringend erfor- 
derlich ist? 

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß die von ihr jährlich mit Milliardenbeträgen 
subventionierte Deutsche Bundesbahn öffent- 
liche Steuergelder künftig nicht weiter in dem 
bekanntgewordenen Umfang zur Finanzierung 
repräsentativer Wohnungen ihrer führenden 
Mitarbeiter verwendet, nachdem sowohl das 
Hauptprüfungsamt der Deutschen Bundesbahn 
wie auch der Parlamentarische Staatssekretär 
Haar vom Bundesverkehrsministerium diese 
finanziellen Zuwendungen aus öffentlichen 
Geldern als unvereinbar „mit dem Gebot der 
Wirtschaftlichkeit" bezeichnet haben? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um den von der Deutschen Bundesbahn zuge- 
sagten Sparmaßnahmen in bezug auf die Ab- 
schaffung von Dienstwagen und Fahrern Gel- 
tung zu verschaffen, nachdem — wie aus der 
Presse zu entnehmen ist — viele hohe Beamte 
in Umgehung dieser Sparanweisung dazu über- 
gegangen sein sollen, ihre Dienstwagen auf 
ihren Namen zuzulassen und die Fahrer auf 
einer Planstelle des Innendienstes zu beschäf- 
tigen, damit sie ihnen weiterhin als persön- 
liche Fahrer zur Verfügung stehen? 
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48. Abgeordneter Welche konkreten Vorstellungen hat die Bun- 

Dr. Wernitz desregierung hinsichtlich der künftigen Orga- 

(SPD) nisation der Bahnpolizei und des Fahndungs- 

dienstes der Deutschen Bundesbahn? 

49. Abgeordneter Nachdem die Bundesregierung auf die Kleine 

Nagel Anfrage (Drucksache 7/3853) geantwortet hat, 

(SPD) „Die Genehmigung für die Neubaustrecke 

Mannheim — Stuttgart steht nach positiver Ab- 
klärung einiger Fragen kurz bevor" frage ich, 
wie weit die Abklärung gediehen ist? 

50. Abgeordneter Falls die Untersuchungen noch nicht abge- 

Nagel schlossen sind, um welche Fragen handelt es 

(SPD) sich? 

51. Abgeordneter Was bedeutet die von der Bundesregierung 

Höcherl gewünschte Reform des Rechnungswesens der 

(CDU/CSU) Deutschen Bundesbahn, den jeweiligen Verlust 

vom Kapital abzusetzen, ökonomisch vor allem 
für die Kunden und die Steuerzahler? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen 
zunehmender und verbesserter Geschwindig- 
keitskontrollen sich im Rahmen einer Über- 
prüfung für realistischere und angemessenere 
Geschwindigkeitsbegrenzungen einzusetzen? 

Kann die Bundesregierung Angaben einer 
Hamburger Tageszeitung bestätigen, nach de- 
nen Lokführer der Deutschen Bundesbahn un- 
terwegs normalerweise „im Pritschenraum hin- 
ter dem Lokschuppen" übernachten müssen, 
während beispielsweise die Flugcrews der 
Lufthansa in Luxushotels untergebracht wer- 
den? 

Ist die Bundesregierung noch bereit, entspre- 
chend den einstimmig angenommenen Ent- 
schließungsanträgen der Fraktionen von CDU/ 
CSU, SPD und FDP in der Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 18. Juni 1969 anläßlich 
der Debatte über die wirtschaftliche Gesun- 
dung des Saarlandes für eine beschleunigte 
Fertigstellung der Autobahnen A 1 (früher 
B 327) und A 620 (früher B 40,6) Sorge zu tragen 
und die hierfür benötigten Mittel dem Saarland 
zur Verbesserung seiner verkehrlichen Infra- 
struktur zur Verfügung zu stellen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Saar- 
land in den kommenden Jahren erheblich we- 
niger Mittel für den Bundesfernstraßenbau zur 
Verfügung zu stellen und wenn ja, in welchem 
Umfang tritt eine Kürzung gegenüber den dem 
Saarland im ersten Fünfjahresplan zur Verfü- 
gung gestellten Mitteln ein? 


55. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 
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56. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 

57. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 

58 Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


59. Abgeordneter 

Grimming 

(SPD) 


60. Abgeordneter 

Grimming 

(SPD) 


61. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 
(SPD) 


62. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 
(SPD) 


63. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Aus welchen Gründen will die Bundesregie- 
rung nunmehr auch bei Ortsgesprächen eine 
Zeitzählung einführen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß z. B. in den USA Ortsgespräche 
nicht gesondert berechnet, sondern durch die 
Grundgebühr abgegolten werden? 

In welchem Stadium befinden sich Gesetzes- 
initiativen der Bundesregierung oder der Bun- 
desländer, welche die Absicht verfolgen, die 
Störung des UKW- und Fernsehempfangs durch 
Hochhäuser zu beseitigen, von denen inzwi- 
schen weit über eine Million Rundfunk- und 
Fernsehteilnehmer betroffen sind? 

Ist tatsächlich beabsichtigt, eine Zeitgebühr für 
Ortsgespräche einzuführen, und, wenn entspre- 
chende Meldungen zutreffen, warum, von wann 
an und mit welchen Kosten? 

Treffen Meldungen zu, wonach Berlin (West) 
der einzige Bereich ist, in dem den Telefon- 
kunden der Deutschen Bundespost aus der Ein- 
führung der Zeitgebühr für Ortsgespräche 
Nachteile erwachsen, und wenn ja, ist die 
Bundesregierung bereit, diese Nachteile, die 
vor allem die vielen älteren Berliner hart tref- 
fen würden, auszugleichen? 

Da die von der Deutschen Bundespost beab- 
sichtigte Fusion der Oberpostdirektionen 
Braunschweig und Hannover teurer ist als die 
Auflösung der Oberpostdirektion Braun- 
schweig, diese aber nach dem Gutachten des 
Bundespostministeriums über die regionale 
Neuordnung der mittleren betrieblichen Len- 
kungsstufe mehr als 15 Jahre braucht, um sich 
zu amortisieren, frage ich die Bundesregierung, 
warum sie nicht darauf hinwirkt, daß die ak- 
tuell sparsamste Lösung gewählt wird, nämlich 
die Erhaltung der Oberpostdirektion Braun- 
schweig? 

Nachdem ich erfahren habe, daß am 25. Juni 
1975 im Bundespostministerium ein Gespräch 
über die Umorganisation der Oberpostdirek- 
tion Braunschweig zwischen Vertretern der 
Stadt Braunschweig — mit dem Oberbürger- 
meister an der Spitze — und Vertretern des 
Bundespostministeriums stattgefunden hat, fra- 
ge ich die Bundesregierung, zu welchem Ergeb- 
nis dieses Gespräch geführt hat, und welche 
Erkenntnisse die Deutsche Bundespost aus die- 
sem Gespräch gewonnen hat? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, welche Spar- und Rationalisierungsmaß- 
nahmen bei den Postämtern des mittelbadi- 
schen Raumes von Seiten der Oberpostdirek- 
tion Freiburg ins Auge gefaßt sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


64. Abgeordneter 
Nordiohne 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß das Land Niedersachsen aus dem 
am heutigen Tag im Bundestag verabschiede- 
ten Programm zur Stärkung von Bau- und an- 
deren Investitionen bezüglich der Förderung 
der Modernisierung und Instandsetzung von 
Wohngebäuden die aus früherer Zeit vorlie- 
genden rund 6300 Zuschußanträge für etwa 
30 000 Projekte den nunmehr bei den Kredit- 
instituten eingereichten und von dort weiter- 
geleiteten Anträgen vorzieht und damit die zur 
Verfügung stehenden Bundes- und Landesmit- 
tel praktisch auf braucht? 


65. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Widerspricht dieses Verfahren nicht der zwi- 
schen dem Bund und den jeweiligen Ländern 
abgeschlossenen Verwaltungsvereinbarungen 
über dieses Sonderprogramm, in dem eine Ent- 
scheidung über die vorgelegten Anträge in der 
Reihenfolge ihres Eingangs nicht betreffen 
wird und damit die überwiegende Anzahl von 
Antragstellern leer ausgehen wird? 


66, Abgeordneter 

Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 24. September 1975 zu, das 
Sonderbaufinanzierungsprogramm der Bundes- 
regierung sei als ein Fall nicht funktionieren- 
der staatlicher Investitionslenkung bezeichnet 
worden, und das Kreditgewerbe sei infolge des 
angewandten „ Windhundverfahrens", fehlen- 
der verbindlicher Richtlinien und nicht recht- 
zeitig zur Verfügung gestellter Formulare in 
ein Chaos geraten, und zu welchen Schlußfol- 
gerungen gibt dies der Bundesregierung An- 
laß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


67. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Vor- 
haben des Bildungsgesamtplanes, demzufolge 
bis 1980 — trotz aller Sparmaßnahmen — für 
70°/o aller Vorschulkinder sogar Ganztages- 
plätze bereitgestellt werden sollten, nachdem 
der Vorschulexperte Gunnar Heinsohn und die 
Historikerin Barbara Knieper festgestellt ha- 
ben, Kollektiverziehung kleiner Kinder gefähr- 
de die Entwicklung zur „Realitätstüchtigkeit", 
könne „deformierend", „infantilisierend" und 
„psychotisierend" wirken, so daß die jährlich 
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für Kindergärten und Vorschulerziehung aus- 
gegebene eine Milliarde DM nur als gigan- 
tische Fehlinvestition betrachtet werden könne 
(vgl. auch den „Spiegel" -Artikel in Nummer 
38/75 f Seite 82 bis 84)? 


68. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 


(SPD) 


Welche Sofortmaßnahmen müßten und könn- 
ten nach Auffassung der Bundesregierung er- 
griffen werden, um der im jüngsten ZVS-Zutei- 
lungsverfahren erneut sichtbar gewordenen 
numerus-clausus-,, Lawine" an den Hochschulen 
in der Bundesrepublik Deutschland entgegen- 
zuwirken? 


69. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

(Hamburg) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung ein „Vermerk" aus 
dem „Sekretariat der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder in der Bundesrepu- 
blik" bekannt, worin die Überlegung ange- 
stellt wird, „die Bundesländer sollten bei be- 
stimmten an sie von der Bundesregierung ge- 
richteten Umfragen die Beantwortung inhalt- 
lich nicht erledigen, sondern von der Bundes- 
regierung verlangen, daß sie im Bundestag die 
Beantwortung unter Hinweis auf die mangeln- 
de Kompetenz verweigern solle"? 


70. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

(Hamburg) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
hier ein fragwürdiges Verfassungsverständnis 
zum Ausdruck kommt, wenn in Konsequenz 
dieser Überlegungen den Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages das Recht verweigert 
würde, sich mit der Unterstützung der Bundes- 
regierung über vergleichende Lebensverhält- 
nisse der Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu informieren? 


71. Abgeordneter 

Engholm 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Maßnah- 
men mehrerer Bundesländer zur Einschränkung 
der Berufsschulpflicht für Jugendliche ohne 
Ausbildungsvertrag im Hinblick auf die ge- 
meinsamen Zielsetzungen von Bund und Län- 
dern für die Entwicklung der Berufsausbil- 
dung? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


72. Abgeordneter War der damalige Chef des Bundeskanzler- 

Gansei amts, Staatssekretär Prof. Dr. Carstens, davon 

(SPD) unterrichtet, daß der Bundesnachrichtendienst 

Ende der 60er Jahre — inbesondere 1968 und 
1969 — mit der Firma Dobbertin, Hamburg, 
oder anderen Firmen zusammenarbeitete? 
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73. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Hatte der damalige Chef des Bundeskanzler- 
amts, Staatssekretär Prof. Dr. Carstens, Kennt- 
nis von personellen Verbindungen zwischen 
dem Bundesnachrichtendienst und derartigen 
Firmen, und gab er hierzu seine Zustimmung? 


74. Abgeordneter 
Reuschenbach 


(SPD) 


Ist es zutreffend daß die Firma Dobbertin, 
Hamburg, oder andere Firmen Ende der 60er 
Jahre — insbesondere 1968 und 1969 — mit 
dem Bundesnachrichtendienst zusammenarbei- 
tete? 


75. Abgeordneter Ist es richtig, daß ehemalige oder beurlaubte 
Reuschenbach Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes in 

(SPD) derartigen Firmen tätig waren? 


76. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Pressemeldung zu, wonach die Mittel 
für das Presse- und Informationsamt der Bun- 
desregierung und der verschiedenen Ressorts 
aufgestockt werden sollen, um beispielsweise 
die Wähler auf Kosten der Steuerzahler davon 
zu überzeugen, daß die deutsche Arbeitslosig- 
keit der weltweiten Rezession zuzuschreiben 
ist? 


77. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Trifft es ferner zu, daß z. B. Mittel, die für 
Aktionen zur Förderung der Verkehrssicher- 
heit und der allgemeinen Verbraucheraufklä- 
rung vorgesehen waren, nun für Propaganda 
für die Bundesregierung Verwendung finden 
sollen? 


78. Abgeordneter 

Dr. Lu da 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desregierung plant, die Mittel für das Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung im 
Wahljahr 1976 nicht, wie in den anderen Res- 
sorts, wegen der angespannten Haushaltstage 
zu kürzen, sondern um 2,8 Millionen DM auf 
15,45 Millionen DM zu erhöhen? 


79. Abgeordneter 

Dr. Luda 

(CDU/CSU) 


Trifft die weitere Meldung zu, derzufolge bei 
der Umverteilung von Finanzmitteln zugunsten 
zusätzlicher Regierungswerbung im Jahr 1976 
von der Bundesregierung beschlossen ist, 
3 Millionen DM für alljährliche Aufklärung 
uhd Erziehung zur Hebung der Sicherheit im 
Straßenverkehr, die vor allem dem Schutz der 
Schulkinder dient, und eine weitere Million für 
Verbraucheraufklärung zu streichen? 


80. Abgeordneter 

Reddemann 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, Gel- 
der, die ursprünglich für Aufklärungsmaßnah- 
men im Straßenverkehr, Verbraucheraufklä- 
rung, Umweltschutz-Informationen und die Un- 
terrichtung alter Menschen vorgesehen waren, 
in Ausgabentitel einzusetzen, die auschließ- 
lich zur Propagierung der Politik der Bundes- 
regierung dienen? 
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Geschäftsbereich 


81. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 

85. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


86. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 

87. Abegordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Trifft es zu, daß im Auswärtigen Amt Über- 
legungen angestellt werden, das Konsulat in 
Windhuk zu schließen, und was sind gegebe- 
nenfall die Beweggründe dafür? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß soge- 
nannte fremdvölkische Ehegatten von deut- 
schen Spätaussiedlern nach Eintreffen in der 
Bundesrepublik Deutschland nur unter großem 
Zeitverzug aus der alten Staatsangehörigkeit 
entlassen werden, womit erst die Vorausset- 
zung zum Erwerb der deutschen Staatsange- 
hörigkeit gegeben ist, und was gedenkt die 
Bundesregierung auf diplomatischem Wege zu 
unternehmen, damit so schnell wie möglich in 
den gemischten Familien der Spätaussiedler 
der Ehegatte fremder Staatsangehörigkeit die- 
se ablegen und die deutsche Staatsangehörig- 
keit erwerben kann? 

Welche Gründe kann die Bundesregierung 
dafür angeben, daß in den Monaten Januar bis 
August 1975 im Vergleich zum gleichen Zeit- 
raum des Jahres 1974 die Zahl der Aussiedler 
aus der Sowjetunion um 850, aus den Gebieten 
jenseits von Oder und Neiße um 1975 und aus 
Rumänien um 1486 Personen zurückgegangen 
ist? 

Welche Staaten haben entsprechend den Ver- 
einbarungen der KSZE-Schlußakte bis zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt Manöver und Trup- 
penbewegungen im voraus angekündigt? 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Ver- 
tretung der Bundesrepublik Deutschland in 
Addis Abeba erst eine Woche nach dem Ab- 
sturz einer äthiopischen Linienmaschine und 
der angeblichen Gefangennahme der deutschen 
Staatsbürgerin Christiane Lange durch Rebel- 
len bei der äthiopischen Regierung um Hilfe 
ersucht hat? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um derartiges Verhalten bundesdeutscher Aus- 
landsvertretungen zukünftig zu verhindern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung rechtlich 
und politisch die Verwendung des Begriffs 
„Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in 
Deutschland" in amtlichen Verlautbarungen 
der Sowjetunion und der DDR (vgl. die Rede 
des Ersten Sekretärs der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands vom 11. September 
1975, abgedruckt im Neuen Deutschland vom 
12. September 1975) angesichts der bekannten 
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sowjetischen Zurückweisung des völkerrechts- 
gemäßen Deutschland-Begriffs der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der westlichen Sieger- 
mächte (vgl. Grundgesetz; Deutschland- Ver- 
trag; USA-Note vom 11. August 1970 zum 
deutsch-sowjetischen Vertrag vom 12. August 
1970) sowie im Lichte der sowjetischen Auf- 
fassung über angebliche sowjetische Mitspra- 
cherechte bei der politischen Entwicklung in 
Westdeutschland einschließlich West-Berlin 
(vgl. die konvergierende sowjetische Ausle- 
gung des sogenannten Potsdamer Abkommens 
und der KSZE-iSchlußakte)? 


88. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Verwenden die Drei Mächte, die bis zum Ab- 
schluß des gesamtdeutschen Friedens Vertrags 
mit der Sowjetunion Rechte und Verantwort- 
lichkeiten in bezug auf Deutschland und Berlin 
als Ganzes innehaben, für ihre in der Bundes- 
republik Deutschland bzw. in den Westsekto- 
ren von Berlin stationierten Streitkräfte in 
amtlichen Verlautbarungen ebenfalls den Be- 
griff „Deutschland", um auch auf diese Weise 
eine Verschweigung des Geltungsbereichs ih- 
rer Verantwortlichkeiten und Rechte in bezug 
auf Deutschland als Ganzes und seine Haupt- 
stadt nicht ein treten zu lassen? 


89. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung, abweichend von ihrer offiziellen Stel- 
lungnahme vom 1. Mai 1974 zur Grundsatz- 
erklärung und zum Aktionsprogramm der 
6. Sondergeneralversammlung der Vereinten 
Nationen und abweichend von ihrer Ableh- 
nung der UN-Charta der wirtschaftlichen Rech- 
te und Pflichten der Staaten, keine Vorbehalte 
gegen die im Schlußdokument der 7. Sonder- 
generalversammlung bekräftigten Grundsätze 
der neuen Weltwirtschaftsordnung eingelegt? 


90. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für politisch ver- 
tretbar, die Verteidigung einer marktwirt- 
schaftlichen Weltwirtscbaftsordnung allein den 
USA zu überlassen? 


91. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Informationen be- 

Schröder k^nnt, nach denen die Provinzregierung Gro- 

(Wilhelminenhof) ningen beim Rijkswaterstaat die Genehmigung 
(CDU/CSU) zur Einleitung von Schmutzwasser in das Ems- 

ästuar ab 1977 beantragt hat, das u. a. auch 
ungeklärte Rückstände von Kartoffelmehlfa- 
briken enthält und insgesamt etwa 6 Millionen 
Einwohnergleichwerten entspricht? 

92. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diese Informa- 

Schröder tion zu prüfen und gegebenenfalls die erforder- 

(Wilhelminenhof) liehen Schritte bei der niederländischen Regie- 
(CDU/CSU) rung zu unternehmen, um die Einleitung von 

Schmutzwasser in das Emsästuar in dieser 
Größenordnung zu verhindern? 
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93. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Dr. Wulff 
(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung ihre ver- 
änderte Haltung zur Errichtung eines „link" 
zwischen neuen Sonderziehungsrechten und 
Entwicklungshilfefinanzierung mit der Fest- 
stellung von Bundeskanzler Schmidt am 4. Juni 
1975: „Man muß auch versuchen, klar zu ma- 
chen, daß es keinen Sinn hat, die internatio- 
nale Liquidität durch Schöpfung von zusätz- 
lichen Sonderziehungsrechten zu vergrößern, 
die dann in Form von direkter Entwicklungs- 
hilfe zur Verfügung gestellt werden", und wie 
erklärt die Bundesregierung ihr Abstimmungs- 
verhalten im Hinblick auf die zuvor getroffene 
Absprache mit den USA, den link abzulehnen? 


Welche Vorbehalte zu welchen konkreten Ein- 
zelpunkten der Entschließungen der 7. Sonder- 
general Versammlung der Vereinten Nationen 
haben die USA, und welche Vorbehalte haben 
welche Mitgliedsländer der Europäischen Ge- 
meinschaft geäußert? 


Weist der Umstand, daß 125 000 Personen, 
denen bisher zum größten Teil durch wieder- 
holte Absage die Ausreise verweigert wurde, 
sogar nach den Feststellungen auch der polni- 
schen Behörden unter die Kriterien der „Infor- 
mation" fallen, nicht schlüssig nach, daß diese 
„Information" als Vertrag sgrundlage zum 
Warschauer Vertrag bisher auf's schwerste 
verletzt wurde, und warum lassen die polni- 
schen Behörden nach dieser Feststellung diese 
Deutschen nicht bereits auf der Grundlage der 
Zusagen in der „Information" — ohne weitere 
neue Bedingungen zu stellen — ausreisen? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 24. September 1975 zu, daß 
der deutschen Delegation bei der Sondersit- 
zung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen die sorgfältig formulierten Vorbe- 
halte der USA gegen wichtige Punkte der 
Schlußakte, wie die Weltwirtschaftsordnung, 
Indexbindung, Koppelung an Sonderziehungs- 
rechte und die zahlenmäßige Zusage eines 
bestimmten Entwicklungshilfe anteils, vor Ab- 
schluß der Konferenz nicht bekannt waren, und 
ist dies — bejahendenfalls — auf das bekann- 
termaßen zunehmend gestörte Verhältnis des 
zu diesem Zeitpunkt amtierenden Delegations- 
leiters, Bundesminister Bahr, zu den Vereinig- 
ten Staaten zurückzuführen? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 20. September 1975 zu, die 
Bundesregierung habe zum Abschluß der Son- 
dersitzung der Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen die Verbindung der Sonder- 
ziehungsrechte mit Entwicklungshilfeleistun- 
gen (Link) zugestimmt, statt mit den USA 
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einen Vorbehalt dagegen anzumelden, und wie 
will die Bundesregierung — bejahendenfalls — 
die möglicherweise davon ausgehenden infla- 
tionären Wirkungen rechtfertigen? 


98. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die gemeinsame Emp- 
fehlung der deutsch-polnischen Schulbuchkon- 
ferenz bekannt, wonach deutsche Schulbücher 
künftig die Formulierung enthalten sollen, 
„daß es sich bei der polnischen Administration 
der ehemals deutschen Gebiete nicht um ein 
revidierbares Provisorium handeln könne"? 


99. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zur Klärung 
des Begriffs „deutsche Aussiedler aus den 
Oder-Neiße-Gebieten" beizutragen, um den 
mißverständlichen Bezeichnungen in Presse, 
Rundfunk und Fernsehen wie z. B. „deutsch- 
stämmige Polen" oder „Polendeutsche" ein 
Ende zu bereiten? 


100. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung den drei Schutzmäch- 
ten in Berlin die Zurückweisung des sowjeti- 
schen Protestes gegen die Konferenz der Län- 
derinnenminister in Berlin empfohlen, oder ist 
das bisherige Schweigen der Bundesregierung 
in der Öffentlichkeit ein Kennzeichen einer 
Politik des Wohlverhaltens, wie sie in den 
Worten des Bundeskanzlers über das Testen 
der Belastbarkeit des Vier-Mächte-Abkom- 
mens, das es zu vermeiden gelte, zum Aus- 
druck kommt? 


101. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Forde- 
rung, „über internationale Organisationen er- 
höhten Druck auf die Militärjunta auszuüben 
und die Vertretungen dieser Organisationen 
in Santiago, insbesondere das Büro der Euro- 
päischen Gemeinschaft sofort zu schließen", 
und ist sie demgegenüber nicht vielmehr der 
Auffassung, daß ein internationaler Boykott 
der chilenischen Bevölkerung nur zum Nachteil 
gereichen kann, sodaß eine an Bedingungen 
geknüpfte massive wirtschaftliche Unterstüt- 
zung der Demokratisiierung in Chile zugunsten 
kommen würde wie sie vom Deutschen Ge- 
werkschaftsbund am 10. September 1975 er- 
hoben wurde? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


3. Abgeo rdneter 

Peter 


(SPD) 


4. Abgeordneter 

Peter 


(SPD) 


5. Abgeordneter 
Dr. Haenschke 
(SPD) 


Ist die Meldung des „Spiegels" vom 22. Sep- 
tember 1975 zutreffend, der zufolge kürzlich 
Frankreichs Innenminister Fürst Poniatowsk'i 
die Existenz von anarchistisch-terroristischen 
Ausbildiungszentren in der DDR bestätigte, und 
welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus dieser Meldung des „Spiegels" gegen- 
über der DDR ziehen? 

ln wieviel europäischen Ländern besteht für 
das Jahr 1976 die sogenannte Sommerzeit, 
nachdem auch Frankreich die Einführung be- 
schlossen hat, und beabsichtigt die Bundesre- 
gierung ebenfalls im Rahmen einer europä- 
ischen Harmonisierung die Einführung der 
Sommerzeit im Jahr 1976? 

Ist § 10 der Verordnung über die Arbeitszeit 
der Bundesbeamten eine Ermächtigung für Re- 
gelungen, durch die besondere Belastungen der 
Schichtarbeit gemildert werden sollen, und an 
welche Maßnahmen hat der Verordnungsgeber 
hierbei gedacht? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Dienst- 
stellen des Bundes auf die konkrete Bedeutung 
des § 10 der Verordnung über die Arbeitszeit 
der Bundesbeamten aufmerksam zu machen 
und auf die Verpflichtung, die sich daraus für 
Dienststelle und Behördenleiter ergibt, hinzu- 
weisen sowie sich berichten zu lassen, in wel- 
cher Weise in den infrage kommenden Dienst- 
stellen die durch den Nachtdienst verursachte 
besondere Belastung gemildert wird? 

Wie groß schätzt die Bundesregierung die 
Summe der bei allen Kernwaffenversuchen bis- 
her in die Atmosphäre freigesetzten Aktivitä- 
ten an Strontium-90, Cäsium- 137, Jod-129 und 
Plutoniumisotopen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
im § 114 ZPO getroffene Regelung, wonach die 
Beiordnung eines Armenanwalts an bestimmte 
Voraussetzungen gebunden ist, für den Per- 
sonenkreis körperlich-geistig Behinderter, die 
auf Grund ihrer Gebrechen keine notwendigen 
Erklärungen abgeben können, eine ausgespro- 
chene Härte ist? 
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7. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
für solche Personen, die unbeschadet der Be- 
stimmungen der ZPO in ihrem wohlverstande- 
nen berechtigten Interesse eines Rechtsbei- 
stands bedürfen, im Rahmen des Bundessozial- 
hilfegesetzes (hier: Hilfe in besonderen Le- 
benslagen) Anwaltskosten ganz oder teilweise 
bewilligt werden können? 


8. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Staaten müssen nach dem gegenwär- 
tigen Stand den internationalen Pakten über 
bürgerliche und politische sowie über soziale 
Rechte, deren Mitglied auch die Bundesrepu- 
blik Deutschland ist, noch beitreten, damit sie 
in Kraft treten können, und wann ist nach 
Auffassung der Bundesregierung mit diesen 
restlichen Beitritten zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Übereignung eines Kunst- 
werks an ein Museum in öffentlicher Träger- 
schaft, auch wenn es zu Lebzeiten des Zuwen- 
deniden in dessen Besitz bleibt, sowohl als erb- 
schaftsteuerfreie Zuwendung gilt wie auch als 
Sachspende zur Förderung der Kunst vom Ge- 
samtbetrag der Einkünfte absetzbar ist und, 
da das Kunstwerk als Wirtschaftsgut dem Ver- 
mögen des Zuwendenden nicht mehr zuzurech- 
nen ist hierfür keine Vermögensteuer anfällt? 


10. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung einen Überblick dar- 
über, in welchem Umfang von dieser besonde- 
ren Form der Übereignung von Kunstwerken 
an öffentlichen Museen Gebrauch gemacht 
wird, und was hat sie getan, um auf diese 
Möglichkeit einer Förderung der Künstler auf- 
merksam zu machen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


11. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Auslandsreisen mit welcher zeitlichen 
Dauer und aus welchem Anlaß hat der Bundes- 
minister für Wirtschaft seit Beginn dieser Le- 
gislaturperiode des Bundestages unternommen, 
und in welchen Fällen hat er seine Dienstreise 
anschließend für andere Zwecke als den offi- 
ziellen Anlaß verlängert? 


12. Abgeordneter Welche Gesamtkosten sindiaus den in Frage 11 
Schröder gefragten Auslandsreisen entstanden? 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 
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13. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
bestätigen, wonach sich die Schulden der 
Volksrepublik Polen aus deutschen Waren- 
lieferungen derzeit auf 3,5 Milliarden Deut- 
sche Mark belaufen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


14. Abgeordneter Wie haben sich — nach Ansicht der Bundes- 
Geldner regierung — die Kartoffelerzeuger- und ver- 

(FDP) braucherpreise in den letzten Jahren bei uns 

und in der EG entwickelt, und worauf sind die 
immer wieder zu beobachtenden sehr starken 
Preisschwankungen zurückzuführen? 


15. Abgeordneter 

Dr. Bardens 


(SPD) 


Treffen Presseberichte zu, daß in letzter Zeit 
vermehrt tuberkulös verseuchtes Rindfleisch 
aus Frankreich in die Bundesrepublik Deutsch- 
land eingeführt wurde, und in einer Reihe von 
Fällen dieses Fleisch mit falschen Attesten ver- 
sehen war, und was wird die Bundesregierung 
gegebenenfalls unternehmen, um diese Miß- 
stände für die Zukunft abzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


16. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit und auf Grund welcher Veränderun- 
gen vorgegebener Daten weicht die tatsäch- 
liche Entwicklung der Rentenfinanzierung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung bis jetzt 
von der 15-Jahres-Vorausschau im letzten Ren- 
tenanpassungsbericht ab? 


17. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
ungeklärten Rentnerkrankenversicherung und 
der kritischen Entwicklung der Rentenfinan- 
zierung im Rahmen des Rentenanpassungs- 
berichts 1976, neben der bisher üblichen 15jäh- 
rigen Vorausschau (Modellrechnung), diese 
noch durch kurz- und mittelfristige Alternativ- 
rechnungen zu ergänzen? 


18. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung in 
absehbarer Zeit eine Änderung des Laden- 
schlußgesetzes Vorschlägen wird, die eine Ver- 
längerung der Ladenöffnungszeiten ermög- 
licht, und ist es richtig, daß diese Gesetzes- 
änderung mit den betroffenen Verbänden ab- 
gesprochen wurde? 
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19. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 


(FDP) 


Treffen Meldungen zu, daß beim Großprojekt 
Schneller Brüter SNR 300 in Kalkar mehr als 
200 Bauarbeiter fehlen und trotz aller Bemü- 
hungen auch über das zentrale Arbeitsamt in 
Frankfurt diese offenen Stellen nicht besetzt 
werden konnten, und welches sind die Gründe 
hierfür? 


20. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 

(FDP) 


Treffen Meldungen zu, daß die fehlenden 
Arbeitskräfte in Großbritannien angeworben 
und die ersten Bauarbeiter bereits eingeflogen 
wurden, und wie ist gegebenenfalls diese Tat- 
sache mit dem Konjunkturprogramm der Bun- 
desregierung zur Stärkung von Bau- und an- 
deren Investitionen zu vereinbaren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


21. Abgeordneter 

Di . Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, bei 
Tiefflugeinsätzen der Bundesluftwaffe die be- 
troffene Bevölkerung vorher zu verständigen, 
damit sie sich darauf einstellen kann? 


22. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die seit 1, Januar 1975 angeordnete Entschei- 
dung, nach der die Taucherzulage für Wehr- 
pflichtige (W 15) — unabhängig von der Frage 
der Gehaltsempfängerschaft — eine ungleiche 
Behandlung der betroffenen Soldaten darstellt, 
in dem z. B. ein Gefreiter (Z 2) diese Erschwer- 
niszulage erhält, während sie einem Gefreiten 
(W 15) trotz gleicher Dienstleistung vorenthal- 
ten wird, und könnte die Bundesregierung sich 
dazu entschließen, diese nicht zu rechtfertigen- 
de Anordnung wieder aufzuheben, zumal diese 
Taucherzulage bis 31. Dezember 1974 auch an 
Wehrpflichtige (W 15) gezahlt worden ist und 
im ganzen Heer nur etwa 100 Wehrpflichtige 
(W 15) davon betroffen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


23. Abgeordneter Was ist seitens der Bundesregierung gesche- 

Spitzmüller hen, um durch eine zügige Verabschiedung 

(FDP) des EG-Richtlinienvorschlags zur Angleichung 

der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über kosmetische Mittel übereinstimmende 
Vorschriften über Kosmetika zugunsten des 
europäischen Verbrauchers zu erreichen? 
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24. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 


25. Abgeordneter 

von Schoeler 


(FDP) 


26. Abgeordneter 
von Schoeler 


(FDP) 


27. Abgeordneter 

Kroll- Schlüter 

(CDU, CSU) 


28. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß inzwi- 
schen ein neues französisches Kometikgesetz 
in Kraft getreten ist, dessen Inhalt über die 
Vorschriften der Richtlinie hinausgeht, und 
daß durch weiteres Verzögern die Harmonisie- 
rung dieses für den Verbraucher wichtigen 
Rechtsgebiets gefährdet wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß — ent- 
gegen dem ausdrücklichen Verbot des § 9 des 
Gesetzes über das Apothekenwesen und des- 
sen gesundheitspolitischer Zielsetzung — ein 
erheblicher Teil aller in Deutschland betriebe- 
nen Apotheken in einem mehr oder weniger 
verdeckten Pachtverhältnis betrieben werden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die wirtschaftliche .Abhängigkeit der in diesen 
verdeckten Pachtverhältnissen tätigen Apo- 
theker gesundheitspolitisch höchst bedenklich 
ist, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um diesem bedenklichen Zustand zu be- 
gegnen? 

Ist der Bundesregierung das Urteil des Ober- 
verwaltungsgerichts Münster mit dem Akten- 
zeichen VIII A 736 74 bekannt, wonach Groß- 
eltern, die ihren nicht ehelich geborenen Enkel 
aufgenommen haben, statt nach § 6 des Ju- 
gendwohlfahrtsgesetzes unterstützt zu werden 
auf § 1 des Jugendwohlfahrtsgesetzes und da- 
mit auf die Sozialhilfe mit ihren engeren Be- 
dürftigkeitsgrenzen und den wie in vielen Fäl- 
len daraus folgenden Fortfall finanzieller Lei- 
stungen verwiesen wurden? 

Erkennt die Bundesregierung hier eine Ten- 
denz zur Verlagerung von Jugendhilfe auf die 
Sozialhilfe und wenn ja, begrüßt sie diese 
Tendenz? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


29. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, genaue An- 
gaben darüber zu machen, in welchem Zeit- 
raum die verschiedenen Teilstücke der geplan- 
ten Autobahnen Regensburg — Passau bzw. 
München — Deggendorf gebaut werden sollen? 


30. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die angesichts der Bevölkerungszunahme 
in Dietzenbach — 13 000 Einwohner Ende Au- 
gust 1970, 22 000 Einwohner Ende August 
1975 — und der erheblichen Zunahme der In- 
dustrie zwingend erforderliche Verbesserung 
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31. Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 

34. Abgeordneter 
Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Evers 
(CDU/CSU) 

36. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


37. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 

38. Abgeordneter 

(München) 

Dr. Wittmann 

(CDU/CSU) 


des öffentlichen Verkehrs so bald zu verwirk- 
lichen, daß zahlreiche, vor Jahren erfolgte Zu- 
sagen, auf Grund deren die Zunahme der 
Bevölkerung wie die Ansiedlung der Industrie 
erfolgte, wenn auch mit großer Verzögerung 
eingehalten werden? 

Nachdem seit vielen Jahren eine Entlastung 
der Stadtdurchfahrt Dietzenbach im Zuge der 
B 459 von allen in Frage kommenden Stellen 
für erforderlich gehalten wird, die Stadt Die- 
tzenbach seit 1973 Entwicklungsbereich nach 
dem Städtebauförderungsgesetz ist und die 
Bevölkerung auf Grund dessen weiter zu- 
nimmt, frage ich die Bundesregierung, welchen 
Termin sie für Bau und Inbetriebnahme dieser 
Umgehung (Nordostumgehung) nennen kann, 
und warum ein früherer Bau nicht möglich war 
bzw. ist? 

Wie ist z. Z. aus Sicht der Bundesregierung der 
Planungsstand der A 49 (früher A 91) zur 
Streckenführung in Frankfurt am Main zwi- 
schen Homburger Landstraße und Friedberger 
Landstraße? 

Wann kann mit einem Baubeginn in dem 
genannten Streckenabschnitt gerechnet wer- 
den? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß der Einfluß von Rauschgift und Psycho- 
pharmaka im Straßenverkehr genauso gefähr- 
lich ist wie übermäßiger Alkoholgenuß und 
entsprechend geahndet werden sollte? 

Hat die Bundesregierung entsprechende admi- 
nistrative und legislative Maßnahmen vorbe- 
reitet und welcher Art sind diese? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Vorgänge 
prüfen zu lassen, die zur Aufgabe der im Ver- 
trag vom 4. Juli 1969 geplanten Sohlenerosion 
zugunsten einer Staustufe bei Neuburgweier 
führten, nachdem Stimmen laut wurden, d : e 
die Grundlagen der durch die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion Freiburg und die Bundes- 
anstalt für Wasserbau, Karlsruhe, erarbeiteten 
Erosionsberechnungen für nachweisbar falsch 
halten? 

Wie setzt sich die zur Beurteilung des Stand- 
orts für einen Rangierbahnhof im Raum Mün- 
chen von der Bundesregierung geplante Kom- 
mission im einzelnen zusammen? 

Wann wird diese Kommission mit ihrer Arbeit 
beginnen? 
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39. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Zink 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 

Zink 

(CDU/CSU) 

42. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ent- 
scheidung des Bundesverkehrsministers, die 
geplante Autobahn Würzburg — Ulm nicht in 
die nächste Dringlichkeitsstufe 1 a, ja nicht 
einmal in die Dringlichkeitsstufe für 1 b auf- 
zunehmen, eine schwerwiegende Beeinträchti- 
gung der strukturellen, wirtschaftlichen und 
verkehrsmäßigen Fortentwicklung Westmittel- 
frankens zur Folge haben wird, und ist die 
Bundesregierung aus diesen Gründen bereit, 
doch noch für die Einstufung der Autobahn 
Würzburg — Ulm in die höchste Dringlichkeits- 
stufe zu sorgen? 

Liegen dem Bundesverkehrsminister die Pla- 
nungsunterlagen für den Neubau der B 40 
zwischen Mainz-Kostheim und Frankfurt-Sind- 
lingen zur Bestimmung der Linie gern. § 16 des 
Fernstraßengesetzes vor, und bis wann kann 
mit den Arbeiten zur Einleitung des Planfest- 
stellungsverfahrens begonnen werden? 


Welche Dringlichkeitsstufe ist für die Umge- 
hung Hochheim im Zuge der B 40 vorgesehen? 


Trifft es zu, daß im Rahmen der Rationlisie- 
rungsbcmühungen des Vorstands der Deut- 
schen Bundesbahn die Notwendigkeit und 
Möglichkeit der Stillegung der Strecken Köln — 
Euskirchen — Trier bzw. Bonn — Euskirchen — 
Düren untersucht wird bzw. worden ist? 

Zu welchem Ergebnis kommt die Deutsche Bun- 
desbahn bei dieser Untersuchung, und ist mit 
der Stillegung der Strecke Köln — Euskirchen — - 
Trier bzw. Bonn — Euskirchen — Düren zu rech- 
nen? 

Ist die Bundesregierung bereit, nach der kri- 
senhaften wirtschaftlichen Entwicklung im 
Braunschweiger Raum, der Forderung breiter 
Kreise der Bevölkerung, der Wirtschaft, der 
Gewerkschaften, der politischen Parteien und 
der Landesregierung Niedersachsen zu ent- 
sprechen, das Bundesbahnausbesserungswerk 
Braunschweig mit neuen Aufträgen auszustat- 
ten und zu erhalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Sitz für 
das Wasser- und Schiffahrtsamt Braunschweig 
auf Grund seiner zentralen Lage im Zonen- 
randgebiet zu erhalten und wenn nicht, welche 
Gründe sprechen dagegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Be- 
reich der Bundesanstalt für Flugsicherung zahl- 
reiche Angestellte und Arbeiter in großen Sor- 
gen leben, weil sie seit Jahren nur Zeitarbeits- 
verträge haben und dadurch ständig in sozialer 
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47. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 

49. Abgeordneter 

Nordlohne 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Pfeifer 

(CDU/CSU) 


Unsicherheit leben, und welche Möglichkeit 
sieht die Bundesregierung, diese Mitarbeiter 
in feste Arbeitsplätze zu übernehmen? 

Ist beabsichtigt und wenn ja, mit welchem Ko- 
stenaufwand, den Viadukt der Deutschen Bun- 
desbahn über die Bundesstraße 83 südlich der 
Stadt Melsungen (Schwalm-Eder-Kreis) umzu- 
bauen, obwohl die vor kurzem durchgeführte 
Verlegung einer Fahrspur unter einen vorhan- 
denen zweiten Brückenbogen eine ausreichen- 
de Lösung des Verkehrsproblems an dieser 
Stelle darstellt? 

Wann ist damit zu rechnen, daß im Bereich 
des Bahnhofs Melsungen (Schwalm-Eder-Kreis) 
der Ausbau eines Omnibusbahnhofs vorge- 
nommen werden kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, aus dem am 
heutigen Tag vom Deutschen Bundestag ver- 
abschiedeten Programm zur Stärkung von Bau- 
und anderen Investitionen im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Verkehr einen Inve- 
stitionszuschuß zu den im Zusammenhang mit 
der Verlegung des Empfangsgebäudes beim 
Bahnhof Vechta/Oldenburg entstehenden Fol- 
gemaßnahmen von insgesamt 1,025 Millionen 
DM zu gewähren? 

Inwieweit sind dieserhalb mit der Hauptver- 
waltung der Deutschen Bundesbahn in Frank- 
furt und der Bundesbahndirektion in Hannover 
bereits entsprechende Maßnahmen seitens des 
Bundesverkehrministeriums abgesprochen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Kurs- 
buch der Deutschen Bundesbahn alle Städte 
und Ortschaften in den deutschen Ostgebieten, 
die nach dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichtes nach wie vor zum fortbestehenden 
Deutschen Reich (innerhalb seiner Grenzen 
von 1937) gehören, an erster Stelle mit pol- 
nischem Namen den deutschen Namen in Klam- 
mern dahinter gesetzt benannt sind, und was 
gedenkt die Bundesregierung dagegen zu un- 
ternehmen? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
von der Deutschen Bundespost geplante Zen- 
tralisierung des Verwaltungsdienstes vom 
Postamt Metzingen zum Postamt Reutlingen 
nicht nur keine Kostenersparnis, sondern eher 
— wenn als Folge dieser Zentralisierung des 
Verwaltungsdienstes in absehbarer Zeit auch 
weite Teile des Betriebsdienstes nach Reut- 
lingen verlegt werden sollten — eine Ver- 
schlechterung der Postversorgung und eine 
weitere Verteuerung des Betriebsablaufs nach 
sich ziehen würde, da das Ermstal verkehrs- 
geographisch nur über Metzingen versorgt 
werden kann? 
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53. Abgeordneter 
Pfeifer 

(CDU, CSU) 


54. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Wäre es statt dessen zum Vorteil der Postver- 
waltung und Postbenutzer und im Interesse 
von Kostenersparnissen nicht sinnvoller, den 
Leitabschnitt 7418 Metzingen in den freien 
Leitbereich 743 umzu wandeln und entspre- 
chend den Vorschlägen des Bezirkspersonal- 
rats bei der OPD Tübingen ein Postamt Met- 
zingen-Münsingen zu schaffen? 

Trifft es zu, daß die Postämter Wangen i. A. 
und Leutkirch aufgehoben und einem einzigen 
Postamt für den ganzen Landkreis in Ravens- 
burg eingegliedert werden sollen, und welche 
Vorteile für die Bürgernähe dieser jeden Bür- 
ger berührenden Massenverwaltung erblickt 
die Bundesregierung in einer solchen Maß- 
nahme? 

Trifft es zu, daß eine Konzentration der Ver- 
waltung in Baden-Baden aus den Postämtern 
Bühl, Gaggenau und Rastatt geplant ist, oder 
sind auch andere Alternativen mit Baden-Ba- 
den und Rastatt als Verwaltungsstellen in die 
Überlegungen einbezogen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


56. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Zeit" vom 26. Sep- 
tember 1975 zu, der Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen und der Senat von Ber- 
lin hätten einem nach Abschluß des sogenann- 
ten Transitabkommens aus der „DDR" geflüch- 
teten Ehepaar die Auskunft erteilt, es könne 
die Verbindungswege von und nach Berlin 
ohne Bedenken benutzen, worauf es zur Fest- 
nahme des Ehepaars kam, und was hat — - be- 
jahendenfalls — die Bundesregierung darauf- 
hin unternommen, insbesondere auch im Hin- 
blick auf frühere Versicherungen, entsprechen- 
de Ankündigungen seitens Ost-Berlins dienten 
lediglich der Wahrung eines grundsätzlichen 
Ostberliner Standpunkts ohne Folgen in der 
Praxis? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


57. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


Welche Rolle hat die Entwicklungshilfepolitik 
bei den jüngsten Haushaltsberatungen ge- 
spielt, und wie steht sie in der mittelfristigen 
Finanzplanung im Vergleich zur gesamten 
Etatentwicklung da? 
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58. Abgeordneter Wird mit der Antwort des Bundesministers für 
Roser wirtschaftliche Zusammenarbeit vom 17. Sep- 

(CDU/CSU) tember 1975 auf meine schriftliche Anfrage 

Nr. 53 mit der Angabe, nur ein Chilene werde 
beim Deutschen Entwicklungsdienst beschäf- 
tigt, der Sachverhalt vollständig dargelegt, 
oder hat die Bundesregierung die etwa auf 
Grund von Werkverträgen Beschäftigten aber 
mit überwiegend denselben Aufgaben wie die 
Festangestellten betrauten chilenischen Mitar- 
beiter des Deutschen Entwicklungsdienstes ver- 
schwiegen? 


Bonn, den 26. September 1975 
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